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die fachtheoretische Ausbildung im mittleren allgemeinen Verwaltungsdienst des kommunalen Berei-
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Anlage 1
(zu Nummer 1)

 
 

Lehr- und Stoffverteilungsplan für die Durchfüh-
rung des ausbildungsbegleitenden Unterrichts

der Sekretäranwärter, Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt in Sachsen-Anhalt
– Kommunalverwaltung –

 
 
    Unterrichts-

stunden Klausur
1   Staatsrecht 30 1

2
  Aufbau und Organisation der Ver-

waltung 32 1
3   Allgemeines Verwaltungsrecht 40 1
4   Kommunalrecht 30 1
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5
  Ordnungs- und Ordnungswidrigkei-

tenrecht 24 1
6   Beamtenrecht 34 1
7   Arbeits- und Tarifrecht 30 1
8   Bürgerliches Recht 32 1

9
  Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-

wesen 30 1
10   Praktische Rechtsanwendung 20  

   

302 9
 
 

Teil 1
Staatsrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 30
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Staat   4
1.1 Einführung, Staats-

zweck
die „klassischen“ Staatsaufgaben
nennen, die Auffassung vom „relati-
ven Staatszweck“ erläutern und Bei-
spiele geben

 

den Begriff definieren und die
Rechtsnatur des Staates erläutern

1.2 Staatsbegriff

den Staat von anderen Trägern öf-
fentlicher Aufgaben unterscheiden

 

den Begriff definieren1.3 Staatsgebiet
die Bedeutung für das staatliche
Handeln an Beispielen erläutern

 

den Begriff erläutern
die verfassungsrechtlichen Grundla-
gen nennen

1.4 Staatsvolk

das deutsche Staatsangehörigen-
recht in den Grundzügen erläutern
und in einfachen Fällen anwenden

 

1.5 Staatsgewalt    

1.5.1 Begriff den Begriff erläutern  

1.5.2 Quelle und Träger die Quelle und die Träger der Staats-
gewalt in unterschiedlichen Herr-
schaftssystemen nennen
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den Grundsatz der Gewaltenteilung
im demokratischen Rechtsstaat er-
läutern
angeben, dass das Staatsvolk durch
Wahlen und Abstimmungen an der
Staatsgewalt beteiligt ist
die Wahlrechtsgrundsätze erläutern
das Mehrheits- und das Verhältnis-
wahlsystem darstellen

1.5.3 Beteiligung des Staats-
volkes

Mandatsverteilungssysteme be-
schreiben

 

2. Staats- und Regie-
rungsformen, Staa-
tenverbindungen

  2

die Staatsformen „Republik“ und
„Monarchie“ unterscheiden und Bei-
spiele geben

2.1 Staatsformen, Regie-
rungsformen

wichtige Regierungsformen der Ge-
genwart (z. B. Präsidialprinzip, Kabi-
nettsprinzip, Diktatur) unterscheiden

 

die Begriffe „Einheitsstaat“ und
„Bundesstaat“ definieren
die wichtigsten Staatenverbindun-
gen der Gegenwart kurz erläutern

2.2 Staatenverbindungen

die wichtigsten überstaatlichen Ein-
richtungen der Gegenwart und ihre
Aufgaben nennen, ihre Organisation
in den Grundzügen darstellen

 

3. Grundentscheidun-
gen des Grundge-
setzes (GG) (Artikel
20 GG)

  8

3.1 Republik den Begriff erläutern  

den Begriff erläutern
den Begriff „freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung“ erläutern

3.2 Demokratie

den Begriff „Partei“ definieren, de-
ren Rechtsstellung und Bedeutung
erläutern

 

3.3 Rechtsstaat den Begriff erläutern  

den Begriff definieren3.4 Sozialstaat
die Bedeutung des Sozialstaatsprin-
zips für Gesetzgebung, Verwaltung
und Rechtsprechung erläutern

 

3.5 Bundesstaat die bundesstaatliche Struktur dar-
stellen
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3.6 Verfassungsgaran-
tie der kommunalen
Selbstverwaltung ge-
mäß Artikel 28 GG

   

4. Notstandsverfas-
sung

die wichtigsten Regelungen angeben  

5. Die obersten Verfas-
sungsorgane

  8

die Wahl beschreiben und die Zu-
sammensetzung angeben
die Organisation des Bundestages
und seiner Organe darstellen, ihre
Arbeitsweise beschreiben

5.1 Bundestag

die Rechtsstellung der Abgeordne-
ten erläutern

 

die Zusammensetzung angeben
die Organisation darstellen und die
Arbeitsweise beschreiben

5.2 Bundesrat

die Funktion erläutern und die Auf-
gaben nennen

 

5.3 Gemeinsamer Aus-
schuss

die Zusammensetzung angeben und
die Befugnisse nennen

 

die Wahl beschreiben und die
Rechtsstellung erläutern

5.4 Bundespräsident

wichtige Aufgaben nennen

 

die Bildung beschreiben und die
Funktion erläutern

5.5 Bundesregierung

die Aufgaben nennen und die Aufga-
benverteilung innerhalb der Regie-
rung erläutern

 

5.6 Bundesverfassungsge-
richt

die Funktion erläutern  

6. Funktion und Aufga-
ben des Bundes

  2

die Zuständigkeiten nennen und Bei-
spiele geben

6.1 Gesetzgebung

das Verfahren in den Grundzügen
beschreiben

 

6.2 Gesetzesvollzug die Aufgabenteilung zwischen Bund
und Ländern in den Grundzügen dar-
stellen

 

die Funktion der Bundesgerichte als
dritte Gewalt und die Rechtsstellung
der Richter erläutern

6.3 Rechtsprechung

die Grundrechte des Bürgers in der
Rechtspflege nennen

 



- Seite 5 von 24 -

die Entstehung des Landes Sachsen-
Anhalt kurz beschreiben

7. Verfassung des Lan-
des Sachsen-Anhalt

die „Grundlagen der Staatsgewalt“
nach der Verfassung des Landes
Sachsen-Anhalt angeben und auf
die entsprechenden Regelungen des
Grundgesetzes hinweisen
die Bildung der Verfassungsorgane
beschreiben und deren Aufgaben
nennen
auf Unterschiede zum Grundgesetz
hinweisen

2

 
 

Teil 2
Aufbau und Organisation der Verwaltung

 
 
Unterrichtsstunden: 32
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Grundlagen der öf-

fentlichen Verwal-
tung

  1

Wesen, Begriff und Funktion der öf-
fentlichen Verwaltung als Teil der
Staatsgewalt beschreiben

1.1 Stellung der Verwal-
tung im Staatssystem

Stellung und Bedeutung der kom-
munalen Selbstverwaltung innerhalb
der öffentlichen Verwaltung

 

1.2 Entwicklung und Wan-
del öffentlicher Aufga-
ben

quantitative und qualitative Ände-
rungen im Aufgabenbestand der
Verwaltung der Neuzeit darlegen

 

1.3 Arten des Verwal-
tungshandelns

Zwecke, Mittel und Gesetzesbin-
dung des Verwaltungshandelns von-
einander abgrenzen und beschrei-
ben

 

2. Aufbau der Verwal-
tung

  2

2.1 Aufgaben der Bundes-
, Landes-, Kommunal-
verwaltung

die Grundzüge und -lagen der Auf-
gabenverteilung in Bund, Ländern
und Gemeinden beschreiben

 

2.2 Funktion und Grund-
sätze des Verwal-
tungshandelns

die zur Aufgabenbewältigung er-
forderlichen Funktionen (Führung,
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Zielsetzung, Planung, Organisation,
Kontrolle) sowie
die bestimmenden Grundsätze des
Verwaltungshandelns (z. B. Recht-
mäßigkeit, Wirtschaftlichkeit) unter-
scheiden und erläutern

2.3 Kontrolle der Verwal-
tung

Begriff und Funktion von Kontrolle
erklären sowie verschiedene Arten
der verwaltungsinternen und -exter-
nen Kontrolle erklären

 

2.4 Aufbau der Bundes-
sowie der Landesver-
waltung und Kommu-
nalverwaltung in Sach-
sen-Anhalt

die Grundzüge des Verwaltungsauf-
baus unterscheiden und erläutern

 

3. Organisation von
Behörden

  5

den organisatorischen und rechtli-
chen Inhalt der Begriffe „Behörde“,
„Amt“ und „Dienststelle“ definieren

3.1 Aufbauorganisation

Organisationsmodelle und Funkti-
onsebenen in Grundzügen beschrei-
ben und ihre Vor- und Nachteile für
die Behördenorganisation erläutern

 

3.2 Ablauforganisation den Begriff definieren und anhand
von Beispielen der Verwaltungspra-
xis erläutern

 

die Mittel der Aufgaben- und Verwal-
tungsgliederungen,
die Grundsätze der Aufgabenvertei-
lung sowie

3.3 Organisationspläne
und -vorschriften

die Mittel zur Steuerung des Aufga-
benvollzugs erläutern und Beispiele
geben

 

3.4 Zentrale Einrichtungen die Funktion erläutern und Beispiele
geben

 

4. Ziele und Theorien
der Verwaltungsor-
ganisation

  2

4.1 Grundformen der Ver-
waltungsorganisation

die organisatorischen Grundformen
(unmittelbare und mittelbare Ver-
waltung; eigene und Auftragsver-
waltung; Staats- und Selbstverwal-
tung) unterscheiden und am Bei-
spiel erläutern

 

4.2 Organisationsgrund-
sätze

verschiedene Organisationsgrund-
sätze (Einheit der Verwaltung; Ein-
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räumigkeit der Verwaltung; Real-
prinzip; Territorialprinzip; Konzentra-
tion/Dekonzentration, Zentralisati-
on/Dezentralisation; monokratisches
und Kollegialsystem) begrifflich be-
schreiben

4.3 Organisationsgewalt den Begriff definieren und die Be-
deutung erläutern

 

4.4 Zuständigkeitsord-
nung

die Arten unterscheiden und Bei-
spiele geben

 

5. Geschäftsbetrieb, -
ablauf

  8

5.1 Eingänge die Arten der Eingänge unterschei-
den, ihre Verteilung und Behandlung
auf dem Wege bis zur Sachbearbei-
tung beschreiben

 

5.2 Sicht-, Arbeits-, Be-
schleunigungsvermer-
ke

die Begriffe und Funktion erklären  

5.3 Sachbearbeitung den Ablauf der Sachbearbeitung in
seinen Phasen erklären und zweck-
gerecht auf die Arbeitspraxis an-
wenden

 

5.4 Informationsquellen die für die Arbeitspraxis erforderli-
chen Rechtsgrundlagen einschließ-
lich ihrer Fundstellen sowie sonsti-
ge Entscheidungshilfen nennen, ihre
Funktion und ihre Bedeutung erläu-
tern

 

6. Kommunikationsfor-
men und -methoden

  10

6.1 Grundsätze, Regelun-
gen und Arten des be-
hördlichen Schriftver-
kehrs

   

6.1.1 Interner Schriftverkehr die Arten des verwaltungsinternen
Schriftverkehrs (Vermerk, Verfü-
gung, Niederschrift, Schreiben, Son-
derformen) unterscheiden und die-
se Schriftstücke unter Berücksichti-
gung der entsprechenden Merkmale
ihrer Gestaltung anfertigen

 

6.1.2 Sitzungsdienst die verschiedenen Schriftstücke
(Einladung, Drucksache, Protokoll)
unterscheiden und ihre wesentli-
chen Merkmale nennen
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die Arten des verwaltungsexter-
nen Schriftverkehrs (Schreiben, Be-
scheid, Sonderformen) unterschei-
den und diese Schriftstücke unter
Berücksichtigung der entsprechen-
den Merkmale ihrer Gestaltung an-
fertigen

6.1.3 Externer Schriftver-
kehr

elektronischer Schriftverkehr

 

6.2 Regelungen zum
Schriftverkehr (z. B.
DIN-Normen)

die für den behördlichen Schriftver-
kehr wichtigen Regelungen nennen

 

6.3 Zeichnungsbefugnis die Arten der Zeichnungsbefugnis
unterscheiden

 

 
 

Teil 3
Allgemeines Verwaltungsrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 40
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   2
1.1 Funktionen des Rechts

im demokratischen
und sozialen Rechts-
staat

Sinn und Zweck des Rechtssystems
erläutern

 

Verwaltung im System
der Gewaltenteilung
gesetzgebende Gewalt
(Legislative)
ausführende Gewalt
(Exekutive)

1.2

rechtsprechende Ge-
walt (Judikative)

die Grundsätze erläutern und Bei-
spiele finden

 

1.3 Funktion und Erschei-
nungsbild der öffentli-
chen Verwaltung

Aufgaben der Verwaltung erkennen
und erläutern

 

1.4 Träger der öffentlichen
Verwaltung: Körper-
schaften, Anstalten,
Beliehene, Behörden-
begriff

die verschiedenen Handelnden un-
terscheiden
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1.5 Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung

   

Geschriebenes Recht
Vorrang des Gesetzes

anhand der gesetzlichen Grundlagen
die Grundsätze erkennen und erläu-
tern

  Europarecht (nur
Stichwort)

 

  Verfassungsrecht unterscheiden zwischen Gesetzen
und Verwaltungsvorschriften

  Gesetze im formel-
len Sinn

 

  Gesetze im materi-
ellen Sinn

 

  Rechtsverordnun-
gen und Satzungen

 

  Verwaltungsvor-
schriften

 

1.5.1

  ungeschriebenes
Recht, insbeson-
dere Gewohnheits-
recht

 

 

1.5.2 Vorbehalt des Geset-
zes

   

2. Konkretes Verwal-
tungshandeln

  4

2.1 Formen des Verwal-
tungshandelns

die verschiedenen Formen wissen  

2.1.1 Einordnung in das
Rechtssystem, Ab-
grenzung zum Privat-
recht Abgrenzung zwi-
schen öffentlichem
Recht und Privatrecht

wissen, nach welchen Kriterien die
Abgrenzungen zu treffen sind

 

Handeln in der gebun-
denen Verwaltung

Erkennen der einzelnen Handlungs-
bereiche, z. B. anhand von Begriffen

  Ermessensverwal-
tung

 

  Ermessensfehler Erkennen von Ermessensfehlern

2.1.2

  Ermessensredukti-
on auf Null

 

 

3. Verwaltungsverfah-
rensrecht

  5

3.1 Ablauf des Verwal-
tungsverfahrens von
der Einleitung (Antrag
oder von Amts wegen)
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bis zum Erlass eines
Verwaltungsaktes
Insbesondere
  Beteiligungs- und

Handlungsfähigkeit
Verfahrensvorschrif-
ten,
  insbesondere: aus-

geschlossene Per-
sonen

  Untersuchungs-
grundsatz

  Anhörung Beteilig-
ter

3.2

  Akteneinsichts-
recht

den Ablauf des Verwaltungsverfah-
rens von der Einleitung bis zum Ab-
schluss des Verwaltungsverfahrens
erläutern

 

4. Verwaltungsakt   4
§ 35 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes
(VwVfG)

sämtliche Tatbestandsvoraussetzun-
gen des Verwaltungsaktes kennen
und die einzelnen Merkmale definie-
ren können

Begriffsdefinition des
Verwaltungsaktes

 

  hoheitliche Maß-
nahme

Beispiele finden und erläutern

  Behörde
  Regelung
  Einzelfall
  Außenwirkung

4.1

  auf dem Gebiet
des öffentlichen
Rechts

 

 

4.2 Allgemeinverfügung
gemäß § 35 Satz 2
VwVfG

§ 35 Satz 1 von § 35 Satz 2 VwVfG
abgrenzen

 

4.3 Arten des Verwal-
tungsaktes

die verschiedenen Arten kennen  

5. Nebenbestimmun-
gen und ihre Vor-
aussetzungen

§ 36 kennen und erläutern 2

6. Bekanntgabe, Wirk-
samkeit und Be-
standskraft

Grundlagen der §§ 41, 43 VwVfG
kennen und anwenden;
Grundsätze der Fristberechnung
kennen

2
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Rechtmäßigkeitsan-
forderungen an den
Verwaltungsakt

Zuständigkeitsnormen kennen und
auffinden

  Zuständigkeit
  Verfahren
  Form

7.

  Begründung

Verfahrens- und Formfehler erken-
nen

2

Materielle Rechtmä-
ßigkeitsanforderungen

finden und erkennen

  Ermächtigungs-
grundlage

Voraussetzungen wissen

  Bestimmtheit gebundene und Ermessensvorschrif-
ten erkennen

  Ermessen die Grundsätze wissen und anwen-
den

7.1

  Verhältnismäßig-
keit

 

4

Unterscheidung zwi-
schen formellen und
materiellen Fehlern
  Nichtigkeit eines

Verwaltungsaktes
  Aufhebbarkeit ei-

nes Verwaltungs-
aktes

  Anfechtbarkeit ei-
nes Verwaltungs-
aktes

7.2

  Heilung eines Ver-
waltungsaktes

§§ 43, 44, 45, 46 VwVfG kennen und
anwenden

2

Rücknahme und Wi-
derruf
  Spezialgesetze

   7.3

  Verwaltungsver-
fahrensgesetz

Grundzüge der §§ 48, 49 VwVfG ken-
nen und anwenden, den Vorrang
spezialgesetzlicher Rechtsgrundla-
gen kennen

5

7.4 Bescheidtechnik Aufbau des Erstbescheides kennen
und Bescheide erstellen

4

 
 

Teil 4
Kommunalrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 30
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
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LernzieleNr. Generalthemen/

Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:
Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   2

den Begriff „Kommunalrecht“ definie-
ren

1.1 Einordnung des Kom-
munalrechts

das Kommunalrecht in den Bereich
des besonderen Verwaltungsrechts
einordnen

 

die Rechtsnatur von Gemeinden,
Landkreisen und kreisfreien Städten
nennen
Persönlichkeitsrechte und Rechte
nach den §§ 13 bis 15 des Kommu-
nalverfassungsgesetzes (KVG LSA)
nennen

1.2 Rechtsnatur und
Rechtsstellung der
Kommunen

die Begriffe „Kommunen“ und „Or-
gane“ definieren (§ 1 Abs. 1, § 7 KVG
LSA)

 

die Arten unterscheiden (Landkreise,
kreisfreie Städte, Städte und Gemein-
den)
Unterschied zwischen Einheitsge-
meinde und Verbandsgemeinde er-
läutern

1.3 Arten von Kommunen

die Stellung der Mitgliedsgemeinde
einer Verbandsgemeinde erläutern

 

2. Kommunale Selbst-
verwaltung

  3

Selbstverwaltung im politischen und
juristischen Sinne und ihre heutige
Bedeutung erläutern

2.1 Begriff und heuti-
ge Bedeutung der
Selbstverwaltung

Interessenvertretung der Kommunen
durch die kommunalen Spitzenver-
bände erläutern

 

2.2 Geschichtliche Ent-
wicklung

die Entwicklung vom 19. Jahrhundert
an in den Schwerpunkten beschrei-
ben

 

2.3 Typisierung der Ge-
meindeverfassungen

die verschiedenen Typen der Ge-
meindeverfassungen unterscheiden

 

2.4 Verfassungsrechtliche
Grundlagen der kom-
munalen Selbstver-
waltung

die wichtigsten Rechtsquellen des
Kommunalverfassungsrechts nennen
und ihren Inhalt kurz angeben
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3. Aufgaben der Ge-
meinden und Land-
kreise

  3

3.1 Allzuständigkeit den Begriff erläutern und die Gren-
zen angeben Kernbereiche und Ho-
heitsrechte nennen

 

die Aufgabenbereiche unterscheiden
und Beispiele geben

3.2 Eigener und übertra-
gener Wirkungskreis
der Gemeinden und
der Landkreise

Unterschiede erläutern

 

4. Satzungsrecht der
Gemeinden/Land-
kreise

  2

den Begriff erläutern
Rechtsnatur, Bedeutung und Arten
nennen

4.1 Bedeutung, Arten und
Zustandekommen

das Verfahren darstellen

 

5. Gemeindege-
biet/Kreisgebiet

  2

die Begriffe definieren
die Bedeutung erläutern

5.1 Gemeindegebiet und
Ortschaftsrecht

Inhalte der Ortschaftsverfassung er-
klären

 

5.2 Gebietsänderung die Voraussetzung nennen und das
Verfahren kurz beschreiben

 

6. Einwohner und
Bürger

  4

die Begriffe definieren und Unter-
schiede darstellen

6.1 Begriff, Rechte und
Pflichten der Einwoh-
ner sowie der Bürger Rechte und Pflichten bezeichnen

 

7. Organe der Selbst-
verwaltung der Ge-
meinde und des
Landkreises

  8

7.1 Organe der Gemein-
de/des Landkreises

die Organe der Gemeinde/des Land-
kreises benennen und ihre Aufgaben
differenzieren

 

Wahl
  Gemeinderat
  Bürgermeister

7.2

  Kreistag; Landrat

die Wahl erläutern  

7.3 Rechtsstellung der
Organe und Organtei-
le

Rechte und Pflichten erklären  

7.4 Sitzung und Be-
schlussfassung

die Arbeitsweise und das Verfahren
beschreiben
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8. Die Beigeordneten   1
die Funktion erläutern
die Wahl beschreiben

8.1 Funktion, Wahl, Auf-
gaben

die Aufgaben beschreiben

 

9. Aufsicht des Staa-
tes

  1

9.1 Ausübung der Auf-
sicht

Kommunal- und Fachaufsicht benen-
nen und Unterschiede erläutern

 

9.2 Aufsichtsbehörden
und Aufsichtsmittel

die Aufsichtsbehörden und die Auf-
sichtsmittel sowie die Grundsätze der
Anwendung nennen

 

 
 

Teil 5
Ordnungs- und Ordnungswidrigkeitenrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 24
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1.1 Bedeutung, Rechts-

quellen
  2

2. Aufgabenstellung
und Eingriffser-
mächtigung

  3

2.1 Generalermächti-
gung des § 13 des
Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit
und Ordnung des
Landes Sachsen-An-
halt (SOG LSA)

anhand von praktischen Fällen mit
der Generalermächtigung des § 13
SOG LSA umgehen und erkennen,
welche Tatbestandsvoraussetzungen
gegeben sein müssen

 

2.2 Die Standardmaß-
nahmen des SOG
LSA

anhand von kurzen Fällen einzelne
Standardmaßnahmen erkennen

 

3. Behörden und ihre
Zuständigkeiten

feststellen, wer nach dem SOG LSA
zuständig ist und in welchen Fällen
nach dem SOG LSA vorgegangen
werden kann

2

Arten, Gefahrenabwehrverordnun-
gen, Verfügung

4. Maßnahmen und
Zwangsmittel

Unmittelbare Ausführung einer Maß-
nahme erläutern

6
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angeben, welche Zwangsmittel es
gibt und unter welchen Vorausset-
zungen Zwangsmittel angewendet
werden dürfen

5. Ordnungswidrig-
keitenrecht

  6

Rechtsnatur und Zweck des Ord-
nungswidrigkeitenrechts aufzeigen

5.1 Rechtsnatur, Zweck
und Abgrenzung,
Entwicklung, Rechts-
quellen

Abgrenzung zum Strafrecht

 

den Begriff definieren5.2 Ordnungswidrigkeit
die Merkmale Tatbestandsmäßigkeit,
Rechtswidrigkeit und Vorwerfbarkeit
an Beispielen erläutern

 

 
 

Teil 6
Beamtenrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 34
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   3

den öffentlichen Dienst als Beschäf-
tigung bei einem Träger öffentlicher
Gewalt beschreiben und ihn von der
Tätigkeit anderer Funktionsträger
und dem privaten Bereich unterschei-
den

1.1 Begriff „öffentlicher
Dienst“

die Rechtsstellungen der Beamten,
Beschäftigten in den wesentlichen
Punkten unterscheiden

 

2. Beamtenverhältnis   2
2.1 Rechtsnatur das Beamtenverhältnis als öffentlich-

rechtliches Dienst- und Treueverhält-
nis zur Verwaltung eines Amtes be-
schreiben

 

die Arten unterscheiden2.2 Arten
die sachlichen und persönlichen Vor-
aussetzungen für die Begründung er-
läutern

 

2.3 Oberste Dienstbehör-
de, Dienstvorgesetz-
ter, Vorgesetzter

die Begriffe definieren  
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die Zuständigkeiten allgemein be-
schreiben
Vorgesetze und Dienstvorgesetzte
anhand praktischer Beispiele benen-
nen

3. Ernennung   5
den Begriff „Ernennung“ definieren3.1 Rechtsnatur
die Ernennung als Verwaltungsakt be-
schreiben und die Merkmale erläu-
tern

 

3.2 Fälle die Fälle definieren  

die Form beschreiben3.3 Form
Ernennungsurkunden fertigen

 

3.4 Verfahren das Verfahren (Auslese, Ausschrei-
bung) beschreiben und die Zustän-
digkeiten angeben

 

3.5 Wirkung, Wirksam-
werden

angeben, wann die Ernennung wirk-
sam wird und welche Wirkungen sie
hat

 

3.6 Fehler    

die Arten nennen und Beispiele dafür
geben

3.6.1 Arten

die Auswirkungen (Nichtakt, Nichtig-
keit, Rücknahme, keine Wirkung) an
Beispielen beurteilen

 

4. Laufbahnrecht   10
4.1 Begriffe die Begriffe „Amt“, „Laufbahn“,

„Fachrichtung“ und „Laufbahngrup-
pe“ definieren

 

4.2 Laufbahnen der all-
gemeinen Verwal-
tung

die Laufbahnen und die dazu gehö-
renden Ämter (Grundämter) nennen

 

4.3 Laufbahngestaltung    

4.3.1 Einstellungsvoraus-
setzungen

die laufbahnrechtlichen Vorausset-
zungen für die Einstellung nennen

 

4.3.2 Vorbereitungsdienst den Ablauf beschreiben  

4.3.3 Probezeit Inhalt und Bedeutung erläutern  

4.3.4 Beförderung die Voraussetzungen nennen  

4.4 Laufbahnwechsel die Möglichkeiten allgemein beschrei-
ben

 

4.5 Anderer Bewerber den Begriff definieren und die Vor-
aussetzungen für die Einstellung nen-
nen

 

4.6 Abordnung, Verset-
zung, Umsetzung

die Begriffe definieren und die Vor-
aussetzungen nennen
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Abordnung, Versetzung und Umset-
zung unterscheiden

5. Pflichten, Pflicht-
verletzungen

  3

die Pflichten des Beamten allgemein
beschreiben

5.1 Pflichten

wesentliche Pflichten (insbesondere
Dienstpflicht, Treuepflicht, Weisungs-
gebundenheit und Beratungspflicht,
Pflicht zu rechtmäßigem Handeln und
zu uneigennütziger Amtsführung) er-
läutern

 

5.2 Pflichtverletzungen,
Folgen

   

5.2.1 Begriff des Dienst-
vergehens

den Begriff definieren  

5.2.2 Straf- und haftungs-
rechtliche Folgen

auf straf- und haftungsrechtliche Fol-
gen hinweisen

 

die Aufgabe des Disziplinarrechts
kurz erläutern

5.2.3 Disziplinarische Fol-
gen

die Disziplinarmaßnahmen erläutern

 

die Beendigungsgründe definieren6. Beendigung des
Beamtenverhält-
nisses

die Fallgruppen nennen und an je ei-
nem einfachen Beispiel erläutern

2

Rechtsgrundlagen nennen
Bestandteile der Dienstbezüge defi-
nieren
Versorgungsrecht

7. Besoldungsrecht

Beihilferecht

5

 
 

Teil 7
Arbeits- und Tarifrecht

 
 
Unterrichtsstunden: 30
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   2

den Begriff definieren1.1 Begriff des Arbeits-
rechts das Arbeitsrecht von anderen Rechts-

gebieten unterscheiden

 

1.2 Rechtsquellen wichtige Gesetze und Tarifverträge
für das Arbeitsrecht des öffentlichen

 



- Seite 18 von 24 -

Dienstes nennen und ihren wesentli-
chen Inhalt kurz angeben

2. Arbeitsverhältnis-
se

  5

das Wesen des Arbeitsverhältnisses
erläutern die möglichen Formen nen-
nen
wichtige Pflichten des Arbeitgebers
(Lohnzahlungspflicht, Fürsorgepflicht)

2.1 Inhalt

und des Arbeitnehmers (Arbeits-
pflicht, Weisungsgebundenheit,
Treuepflicht) erläutern und die
Rechtsgrundlagen dafür nennen

 

2.2 Begründung    

2.2.1 Voraussetzungen die sachlichen und persönlichen Vor-
aussetzungen erläutern

 

das Verfahren beschreiben2.2.2 Verfahren
einen einfachen Arbeitsvertrag ent-
werfen

 

2.2.3 Probezeit Inhalt und Bedeutung erläutern  

2.3 Beendigung    

2.3.1 Möglichkeiten die Möglichkeiten nennen, Vorausset-
zungen und Wirkungen erläutern

 

angeben, unter welchen Vorausset-
zungen der Arbeitnehmer ein Zeugnis
verlangen kann

2.3.2 Zeugnis

einfache und qualifizierte Zeugnisse
unterscheiden

 

3. Arbeitnehmer-
schutz

  4

den Begriff definieren3.1 Begriff
das Recht des Arbeitnehmerschutzes
und das Arbeitsvertragsrecht unter-
scheiden

 

3.2 Rechtsquellen, An-
wendungsbereich

die wichtigsten Rechtsgrundlagen
(Kündigungsschutzgesetz, Mutter-
schutzgesetz, SGB IX, Jugendarbeits-
schutzgesetz, Arbeitszeitordnung)
nennen und ihren Inhalt erläutern

 

4. Arbeitsgerichts-
barkeit

angeben, wofür die Gerichte für Ar-
beitssachen zuständig sind und das
Verfahren in den Grundzügen be-
schreiben

 

5. Tarifvertragsrecht   5
5.1 Koalitionsfreiheit den Begriff definieren  
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darlegen, dass das Tarifvertragsrecht
Koalitionsfreiheit voraussetzt

5.2 Tarifvertrag    

den Begriff definieren5.2.1 Begriff
angeben, wer tariffähig ist

 

den normativen und den obligatori-
schen Teil unterscheiden

5.2.2 Inhalt

die möglichen Regelungen nennen

 

5.2.3 Geltungsbereich an einem praktischen Fall den räum-
lichen, fachlichen und persönlichen
Geltungsbereich beschreiben

 

5.2.4 Wirkung die Wirkung erläutern  

6. Personalvertre-
tungsrecht

  3

die Zusammensetzung angeben6.1 Personalvertretun-
gen die Aufgaben nennen

 

die Verfahren kurz beschreiben6.2 Beteiligungsrechte
angeben, welche Folgen ein Verstoß
gegen die Vorschriften über die Betei-
ligung hat

 

7. Tarifrecht des öf-
fentlichen Diens-
tes

  3

7.1 Geltungsbereich des
TVöD

den allgemeinen Geltungsbereich an-
geben

 

7.2 Beschäftigungszeit in einfachen Fällen Beschäftigungs-
zeiten berechnen

 

7.3 Eingruppierung die Kriterien erläutern  

Festsetzung der Entgeltstufe7.4 Entgelt
Stufenentwicklung

 

angeben, in welchen Fällen Sozialbe-
züge gewährt werden

7.5 Sozialbezüge

Krankenbezüge festsetzen

 

sonstige Ansprüche nennen7.6 sonstige Ansprüche
Erholungsurlaub festsetzen

 

die Bedeutung erläutern7.7 Ausschlussfristen
auf den Unterschied zur Verjährung
hinweisen

 

 
 

Teil 8
Bürgerliches Recht

 
 
Unterrichtsstunden: 32
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
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LernzieleNr. Generalthemen/Ein-

zelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:
Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   2

die Rechtsgebiete und die wichtigsten
Rechtsquellen des Privatrechts nen-
nen

1.1 Rechtsquellen

die Aufteilung des BGB beschreiben

 

natürliche und juristische Personen
unterscheiden
einen Überblick über die juristischen
Personen des Privatrechts geben
den Begriff der Rechtsfähigkeit defi-
nieren, Beginn und Ende angeben
Sachen und Rechte unterscheiden

1.2 Rechtssubjekte,
Rechtsobjekte

Arten von Sachen nennen

 

2. Rechtsgeschäfte   4
den Begriff der Willenserklärung be-
schreiben und von Gefälligkeiten ab-
grenzen

2.1 Willenserklärung

das Wirksamwerden einer Willenser-
klärung erläutern

 

2.2 Vertrag   8
2.2.1 Angebot und Annah-

me
die Anforderungen erläutern und be-
urteilen, ob ein Vertrag zustande ge-
kommen ist

 

2.2.2 Vertragstypen Kauf, Schenkung, Miete, Leihe, Darle-
hen, Dienst- und Werkvertrag anhand
der einschlägigen Rechtsnormen un-
terscheiden

 

rechtsgeschäftliche und gesetzliche
Stellvertretung unterscheiden
Voraussetzungen und Folgen einer
wirksamen Vertretung erläutern

2.2.3 Stellvertretung

die Folgen fehlerhafter Vertretung
darlegen

 

3. Schuldverhältnis-
se

  8

den Begriff erläutern3.1 Begriff und Arten
rechtsgeschäftliche und gesetzliche
Schuldverhältnisse unterscheiden

 

die Vorschriften über die Leistungs-
zeit und den Leistungsort erörtern

3.2 Art und Weise der
Leistung

die Begriffe Hol-, Schick-, Bringschuld
darstellen
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3.3 Leistungsstörungen einen Überblick über die Leistungsstö-
rungen geben

 

4. Sachenrecht   4
die Begriffe unterscheiden4.1 Eigentum und Besitz
Besitzarten nennen und den Besitzer-
werb benennen

 

4.2 Eigentumserwerb einen Überblick über die Erwerbsgrün-
de geben

 

 
 

Teil 9
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

 
 
Unterrichtsstunden: 30
Klausur: 1 mit Besprechung 4 Stunden
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Einführung   2

Notwendigkeit und Zwecke der Haus-
haltsplanung erläutern

1.1 Haushaltsplanung

angeben, wodurch sich die öffentliche
Wirtschaft von der Privatwirtschaft
unterscheidet

 

1.2 Rechtsquellen die wichtigsten Rechtsquellen nennen
und ihren Inhalt kurz angeben

 

2. Haushaltsplan   10
2.1 Inhalt, Bedeutung,

Wirkung
den Haushaltsplan als die verbindli-
che Zusammenstellung erläutern

 

2.2 Aufbau    

die Begriffe erläutern2.2.1 Ergebnis- und Fi-
nanzhaushalt den Zweck der Einteilung erläutern

 

2.2.2 Zuordnung der Er-
träge, Aufwendun-
gen, Ein- und Aus-
zahlungen

erläutern, welche Beträge zum Ergeb-
nis- und/oder Finanzhaushalt gehö-
ren, und Beispiele geben

 

die Begriffe definieren2.2.3 Produkt- und Kon-
tenplan Buchungsstellen bilden können

 

3. Aufstellen des
Haushaltsplanes

  8

3.1 Allgemeine Haus-
haltsgrundsätze,
Veranschlagungs-
grundsätze

die Grundsätze an Beispielen erläu-
tern die Bedeutung der Grundsätze
für die Aufstellung des Haushaltspla-
nes angeben
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die Rangfolge angeben3.2 Finanzmittelbeschaf-
fung angeben, unter welchen Vorausset-

zungen Kredite aufgenommen werden
dürfen

 

3.3 Haushaltskonsolidie-
rung

   

Begriff definieren können3.4 Verpflichtungser-
mächtigungen angeben, unter welchen Vorausset-

zungen Verpflichtungsermächtigun-
gen im Finanzplan begründet werden
dürfen

 

3.5 Haushaltssatzung
Begriff, Rechtsnatur,
Bedeutung, Inhalt,
Zustandekommen

  4

4. Ausführung des
Haushaltsplanes

  2

4.1 Bewirtschaftung und
Überwachung der
Erträge und Forde-
rungen sowie der
Aufwendungen und
Auszahlungen

angeben, unter welchen Vorausset-
zungen die Auszahlungen geleistet
werden dürfen und wie sie überwacht
werden

 

angeben, dass Erträge, Aufwendun-
gen und Zahlungen angeordnet wer-
den müssen, und auf Ausnahmen hin-
weisen
Kassenanordnungen fertigen und den
Inhalt erläutern

4.2 Anordnungsverfah-
ren

die Kontrollen führen

 

 
 

Teil 10
Praktische Rechtsanwendung

 
 
Unterrichtsstunden: 20
 
 

LernzieleNr. Generalthemen/
Einzelthemen Der Lehrgangsteilnehmer kann:

Unter-
richts-

stunden
1. Rechtssatz   4

die Begriffe „Tatbestand“ und
„Rechtsfolge“ definieren

1.1 Tatbestand, Rechts-
folge, Sachverhalt

die Begriffe „Tatbestand“ und „Sach-
verhalt“ unterscheiden und Beispiele
geben
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einen Tatbestand in einzelne Tatbe-
standsmerkmale (kumulativ, alterna-
tiv) aufgliedern und gegebenenfalls
die Reihenfolge, in der sie zu prüfen
sind, festlegen
unbestimmte Rechtsbegriffe erken-
nen
darlegen, dass unbestimmte Rechts-
begriffe auszulegen sind
Auslegungsmethoden nennen

1.2 Unbestimmte
Rechtsbegriffe

an einfachen Beispielen eine Ausle-
gung durchführen

 

1.3 Verknüpfung zwi-
schen Tatbestand
und Rechtsfolge

die möglichen Formen der Ver-
knüpfung zwischen Tatbestand und
Rechtsfolge (ist, soll, kann) erläutern

 

2. Anwendung der
Rechtssätze

  8

2.1 Auffinden des
Rechtssatzes

   

2.1.1 Ausgangspunkt, an-
gestrebtes Ziel

angeben, dass im öffentlichen Recht
auszugehen ist von der vom Bürger
angestrebten oder von der Verwal-
tung beabsichtigten Maßnahme, im
Privatrecht vom erhobenen Anspruch

 

2.1.2 Vergleich mit der
Rechtsfolge der
Rechtssätze

beschreiben, dass die Rechtssätze
herauszusuchen sind, deren Rechts-
folge dem angestrebten Ziel ent-
spricht

 

2.1.3 Konkurrenzen darstellen, dass im Einzelfall mehre-
re Rechtsgrundlagen in Frage kom-
men und in welchem Verhältnis diese
zueinander stehen, insbesondere das
Subsidiaritätsprinzip

 

den Vorgang allgemein erläutern
rechtserhebliche Tatsachen den Tat-
bestandsmerkmalen zuordnen

2.1.4 Subsumtion

erläutern, ob die einzelnen Merkmale
erfüllt sind oder der gesamte Tatbe-
stand erfüllt ist

 

3. Gutachten, Ent-
scheidung

  8

3.1 Darstellung die wesentlichen Unterschiede der
Darstellung (Inhalt, Aufbau, Stil) in
Gutachten und Entscheidung erläu-
tern

 

3.2 Gutachten ein Gutachten erstellen  
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a) im öffentlichen Recht über die
Rechtmäßigkeit eines Verwal-
tungsaktes

b) im Privatrecht
die zu treffende Entscheidung und die
Nebenentscheidungen formulieren
eine erforderliche Begründung formu-
lieren

3.3 Entscheidungen

eine Rechtsbehelfsbelehrung formu-
lieren
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